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Drucksache 18/20566 
 
 
Jeder Topf hat einen Deckel oder doch nicht – Wie ist die Vorgehensweise beim Förder-
programm „Ausbau ganztägiger Betreuungsangebote für Kinder in der Primarstufe im 
Rheinischen Revier“? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Für den Strukturwandel im Rheinischen Revier stehen insgesamt 14,8 Milliarden Euro zur Ver-
fügung. Die Fraktion der SPD fordert hierzu regelmäßig eine transparente Vorgehensweise, 
insbesondere auch gegenüber den Projektantragstellenden. Zuletzt gab es bei den Kommu-
nen großen Ärger zum Förderprogramm „Energetische Sanierung kommunaler Gebäude im 
Rheinischen Revier“. Hier wurde in der Auftaktinformationsveranstaltung und im weiteren Ver-
lauf kommuniziert, dass der Fördertopf keinen Deckel habe und die Frist Ende Juni 2026 sei. 
In der Folge haben die Kommunen im Rheinischen Revier umfangreiche Projektanträge erar-
beitet und dafür ihre eigenen Ressourcen in nicht unerheblichem Umfang eingesetzt. Anfang 
Mai wurde dann ein Antragsstopp verhängt, da die Mittel erschöpft seien. Zu diesem Zeitpunkt 
befanden sich zahlreiche Anträge noch in der Vorbereitung. Am 8. Juni 2026 informierte der 
Fördermittelgeber per Schnellbrief über die Wiederöffnung des Förderprogramms. In der Folge 
wurde dann auch die Deckelung der Förderung und Vergabe der Fördermittel über einen Ver-
teilungsschlüssel auf Basis des LukiFG (Infrastrukturgesetz NRW) verkündet. Für die Kommu-
nen bedeutet dies, dass sie neu planen müssen und die Mühen der Antragsstellung teilweise 
umsonst waren. Mit Blick auf das Förderprogramm „Ausbau ganztägiger Betreuungsangebote 
für Kinder in der Primarstufe im Rheinischen Revier“ fürchten die Kommunen eine ähnliche 
Vorgehensweise. Auf Nachfrage im Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie am 08.07.2026 entgegnete die Landesregierung jedoch, dass auch dieser Fördertopf 
gedeckelt sei und dies kommuniziert wurde. 
 
 
Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat die Kleine Anfrage 
8430 mit Schreiben vom 18. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit 
der Ministerin für Schule und Bildung beantwortet. 
 
 
1. Wie hoch ist die Summe der im Förderprogramm „Ausbau ganztägiger Betreu-

ungsangebote für Kinder in der Primarstufe im Rheinischen Revier“ zur Verfügung 
stehenden Mittel? 
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Für das Förderprogramm „Ausbau ganztägiger Betreuungsangebote für Kinder in der Primar-
stufe im Rheinischen Revier“ wurden bis zu 280 Mio. EUR eingeplant. 
 
 
2. Wann wurde diese Deckelung des Budgets im Programm „Ausbau ganztägiger 

Betreuungsangebote für Kinder in der Primarstufe im Rheinischen Revier“ an die 
Kommunen kommuniziert? 

 
Die Budgetausstattung eines Förderprogramms erfolgt im Rahmen der bestehenden Budget-
planung sowie unter Berücksichtigung der Höhe der noch zur Verfügung stehenden Mittel und 
der Bedarfsplanungen für weitere Förderthemen. Dabei erfolgt die Kommunikation der zur Ver-
fügung stehenden Mittel nicht in allen Fällen. Im vorliegenden Fall ist keine Kommunikation 
erfolgt. 
 
 
3. Wird es beim Programm „Ausbau ganztägiger Betreuungsangebote für Kinder in 

der Primarstufe im Rheinischen Revier“ absehbar wieder eine Verteilung begrenz-
ter Mittel nach einem Verteilungsschlüssel geben? 

 
Die Sichtung der eingegangenen Förderanträge dauert derzeit noch an, weshalb noch kein 
finales Bild darüber vorliegt, welche Anträge in welchem Umfang förderfähig sind. 
Gegenwärtig wird davon ausgegangen, dass die vorhandenen Fördermittel für die vom Grund 
und Umfang her förderfähigen Anträge auskömmlich sein werden, und daher ein Verteilungs-
schlüssel nicht erforderlich sein wird. 
 
 
4. Wie unterstützt die Landesregierung die Kommunen, die fest eingeplante Gelder 

durch die vorab nicht kommunizierte Deckelung des Fördertopfs „Energetische 
Sanierung kommunaler Gebäude im Rheinischen Revier“ jetzt nicht erhalten wer-
den? 

 
Das Interesse an dem Förderprogramm „Energetische Sanierung kommunaler Gebäude im 
Rheinischen Revier“ hat die Erwartungen der Landesregierung mehr als übertroffen. Vor die-
sem Hintergrund hat die Landesregierung mit der Neugestaltung die faire Verteilung der Mittel 
sichergestellt. 
 
Das Land hat auf die erhebliche Zahl an Anträgen reagiert und das Budget des Förderpro-
gramms zweimal verdoppelt – zunächst von 100 auf 200 Mio. EUR, zuletzt von 200 Mio. EUR 
auf 400 Mio. EUR zuzüglich Landeskofinanzierungsmitteln – aktuell stehen noch ca. 365 Mio. 
EUR Fördermittel zur Verfügung. Um allen Kommunen eine faire Teilhabe zu ermöglichen, 
wurde ein transparenter Verteilschlüssel entwickelt. Dieser sorgt dafür, dass jede Kommune 
und jeder Kreis berücksichtigt werden kann - auch wenn das bedeutet, dass es individuelle 
Budgetobergrenzen gibt. Die Kofinanzierung des Landes orientiert sich an der Haushaltslage 
der Kommunen und Kreise. Sie ist unabhängig von den Budgetobergrenzen und berechnet 
sich weiterhin auf Grundlage der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben eines Vorhabens. 
Zudem stellt das Land mit dem NRW-Infrastrukturgesetz sicher, dass die Gebietskörperschaf-
ten weitere Mittel erhalten, um kommunale Gebäude energetisch zu sanieren und damit aktiv 
zum Klimaschutz beizutragen. Das NRW-Infrastrukturgesetz wahrt die kommunale Selbstver-
waltung und überträgt den Gemeinden und Kreisen die Verantwortung für die Entscheidung 
über Art, Umfang und Priorisierung ihrer Investitionen. Mit Blick auf das gesetzlich verankerte 
Ziel der Erreichung der Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 bestehen zahlreiche Möglichkeiten, 
die zur Verfügung stehenden Mittel so einzusetzen, dass damit klimapolitische Zielsetzungen 
flankiert werden können. So können die Gemeinden und Kreise laut Gesetz einen Teil der 
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bereitgestellten Mittel für die Sanierung von Liegenschaften, etwa in energetischer Hinsicht 
und für Maßnahmen, die den Zielen des Klimaschutzes, der Klimafolgenanpassung und der 
ökologischen Nachhaltigkeit dienen, einsetzen (vgl. § 2 Abs. 2 NRW-Infrastrukturgesetz 2025 
bis 2036). 
 
 
5. Wie vermeidet die Landesregierung in Zukunft kurzfristige Änderungen bei För-

derprogrammen im Rheinischen Revier? 
 
Die Landesregierung nimmt die zum 1. Januar 2027 beginnende zweite Förderperiode zum 
Anlass, bestehende Regelungen und Verfahren insgesamt zu überprüfen und diese bedarfs-
gerecht neu auszugestalten. Hierbei werden die Erkenntnisse aus der ersten Förderperiode 
berücksichtigt, die sich beispielsweise aus der praktischen Umsetzung von Förderprogram-
men ergeben haben. 


